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Geſetz⸗Sammlung 


fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—= No. 18. a 


(No. 1267.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Aten September 1830., uͤber den Nachweis 
der Ahnen bei Familienſtiftungen und Familien- Fideikommiſſen. 


Fur Verhütung rechtlicher Streitigkeiten úber Familienſtiftungen und Familien⸗ 
Fideikommiſſe, fuͤr welche das Erforderniß der adlichen Geburt der Ehegattin 
des zum Genuſſe berechtigten Familienmitgliedes durch die Stiftungsurkunde 
vorgeſchrieben iſt, ſetze Ich hierdurch feſt: daß der Nachweis von vier adlichen 
Ahnen jederzeit als ausreichend angenommen werden ſoll, ſobald die Stiftungs⸗ 
Urkunde, ohne eine beſtimmte Anzahl nachzuweiſender Ahnen namhaft zu 
machen, den Ausdruck vollbuͤrtig, oder ritterbuͤrtig, gebraucht hat. 


Hrg. 


Ueberall dagegen, wo die Stiftungsurkunde die Anzahl der erforderlichen Ahnen . 


vorſchreibt, hat es bei derſelben fein Verbleiben. Das Staatsminiſterium hat 
dieſen Befehl durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den Aten N 1830. 


SI Bilder. 


An das Staatsminiſterium. 
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Jahrgang 1830. — (No. 4267 — 1268.) 9 (No. 1268.) 


(Ausgegeben zu Berlin den Gten November 1830.) 
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(No. 1268. ) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 3 Often Oktober 1830. „wegen der Erhebungsrolle 
der Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs⸗ Abgaben fuͤr das Jahr 1834. 


Auf den Antrag des Staats-Miniſteriums vom 1 6ten d. M. berlin Sch, 
daß die unterm 30ſten Oktober 1827. bekannt gemachte Erhebungsrolle der 
Eingangs⸗, Ausgangs- und Durchgangs- Abgaben fuͤr das Jahr 1831. 
unter folgenden Modifikationen zur Anwendung kommen ſoll. Nach Meinen 
ſchon ertheilten Beſtimmungen ſoll: 


1) Von allen Roheiſen-Arten ohne Unterſchied, einfchließlich des alten 

Brucheiſens, der Eiſenfeile und des Hammerſchlags, welche, nach der 
zweiten Abtheilung No. 6. lit. a. und b. und nach der dazu gehoͤrigen 
Anmerkung, beim Ausgange theils mit 15 Sgr. und 7% Sgr. vom 
Zentner beſteuert, theils frei ſind, iſt ſowohl in den öftlichen als weft 
lichen Provinzen uͤberall beim Ausgange, eine Abgabe von Sieben 

SEilbergroſchen Sechs Pfennigen für den Zentner zu entrichten. 


2) Von Stabeiſen und Rohſtahl, Abtheilung 2. No. 6. lit. C., von der 
ruſſiſchen Grenze bis zur Weichſelmuͤndung einſchließlich ſeewaͤrts ein⸗ 
gehend, iſt nur die allgemeine Eingangs-Abgabe zu entrichten. 

3) Von Wein und Moſt iſt beim Eingange in die weſtlichen Provinzen der 
Steuerſatz von Acht Thalern für den Zentner, welcher in den oͤſtlichen 
Provinzen gilt, zu erlegen, dagegen von Wein, der aus den weſtlichen 

= in die öftlichen Provinzen verſendet wird, die Steuer, in Folge der 
Beſtimmung des Geſetzes vom 26ſten Mai 1818. $. 21 gaͤnzlich 
aufgehoben. Es treten die Saͤtze der Erhebungsrolle Abtheilung 2. 
No. 25. lit. f. No. 2. und 3. daher außer Kraft. 


N = Das in der vierten Abtheilung No. 3. angeordnete Waage⸗ und Krahn⸗ 
Geld von Vier Silbergroſchen fuͤr den Zentner, von den auf der Elbe 
uͤber Wittenberge eingehenden, auf der Havel für das Inland ver⸗ 

bsos san, ift aufgehoben. 
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5) Zu H. 2. lit. o. der Allgemeinen Beſtimmungen (Fuͤnfte⸗ Abtheilung der 
Heberolle vom 30ſten Oktober 1827.) ſoll in den Faͤllen, wo eine 
von der gewöhnlichen abweichende Verpackungsart eingehender Waaren 
und eine erhebliche Entfernung von den in der Heberolle angenommenen 
Tharaſaͤtzen bemerkbar wird, nicht nur den Steuerpflichtigen, ſondern 
auch der Steuerverwaltung das Recht zuſtehen, die Netto⸗Verwiegung 
und demgemaͤße Entrichtung der Steuer eintreten zu laſſen. 


6) Zum H. 8. der Allgemeinen Beſtimmungen, ſoll in allen den Fällen; 
wo die Entrichtung eines beſtimmten Theils der Abgaben in Gold vor⸗ 
geſchrieben iſt, dem Zahlungspflichtigen die Wahl bleiben, dieſen Antheil 
entweder in den obengedachten Muͤnzſorten, in Preußiſchen Goldmuͤnzen 
une in Dukaten, oder in Silber-Kurant mit einem Aufgelde von 

5 Thalern auf jede Fünf Thaler Gold zu entrichten. 


Der Finanz⸗Miniſter hat hiernach das Erforderliche auszuführen. 
Berlin, den 30ſten Oktober 1830. f E 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 5 
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